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BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

Verkündet am 
9. Juni 2011 
 
 

 
 
Az: B 8 SO 11/10 R 
 
L 9 SO 12/08 (Schleswig-Holsteinisches LSG) 
S 15 SO 530/05 (SG Schleswig) 
 
 
 
…………………………………………………………………, 
 
 
 
 
 Kläger und Revisionskläger, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………., 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Landrat des Kreises Ostholstein,  
Lübecker Straße 41, 23701 Eutin, 
 
 Beklagter und Revisionsbeklagter. 
 

 

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung  

vom 9. Juni 2011 durch den Vorsitzenden Richter   E i c h e r  ,   die Richter  

C o s e r i u    und   O t h m e r    sowie den ehrenamtlichen Richter   Dr.  W i e n a n d   

und die ehrenamtliche Richterin   Dr.  V o r h o l z   

für Recht erkannt:  

 

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Schleswig-Holsteinischen Landessozial-

gerichts vom 9. Dezember 2009 aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung und 

Entscheidung an dieses Gericht zurückverwiesen.  
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Im Streit sind höhere Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach 

dem Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch - Sozialhilfe - (SGB XII) für die Zeit vom 1.1. bis 

31.7.2005.  

 

Der 1982 geborene Kläger ist schwerbehindert (Grad der Behinderung <GdB> von 100 sowie 

die Nachteilsausgleiche "G", "B" und "H"). Bis einschließlich Januar 2005 zahlte sein Vater 

Unterhalt. Der Kläger erhält Leistungen der Pflegeversicherung nach der Pflegestufe III und 

bewohnt mit seiner Mutter eine gemeinsame Wohnung. Bis 31.12.2004 bezog er Leistungen 

der Grundsicherung nach dem Grundsicherungsgesetz (GSiG) und ab 1.1.2005 Leistungen der 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach §§ 41 ff SGB XII (Bescheid vom 

28.4.2005 für Januar 2005, vom 4.4.2005 für Februar bis Juni 2005, vom 23.6.2005 für Juli 

2005 und vom 12.7.2005 für August 2005 bis Juni 2006, alle Bescheide erlassen von der Stadt 

Bad Schwartau im Namen und im Auftrag des Beklagten; Widerspruchsbescheid des Beklagten 

nach Beteiligung sozial erfahrener Dritter vom 5.10.2005).  

 

Die Klage mit dem Antrag, den Beklagten zu verurteilen, "dem Kläger seit dem 1. Januar 2005 

Leistungen der Grundsicherung bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel des Zwölften 

Buchs Sozialgesetzbuch, insbesondere unter Berücksichtigung der tatsächlichen Unterkunfts-

kosten, des Regelsatzes eines Haushaltsvorstands und der korrespondierenden Mehrbedarfe 

sowie unter Berücksichtigung eines Mehrbedarfs für kostenaufwändige Ernährung in Höhe von 

jedenfalls 100 Euro im Monat zu gewähren", hatte teilweise Erfolg. Das Sozialgericht (SG) 

Schleswig hat den Beklagten verurteilt, "dem Kläger für den Zeitraum seit dem 1. Januar 2005 

Leistungen der Grundsicherung bei Erwerbsminderung unter Berücksichtigung der tatsäch-

lichen Aufwendungen für die Unterkunft zu gewähren" und die Klage im Übrigen abgewiesen 

(Urteil vom 21.1.2008). Die Berufung mit dem Antrag, "den Beklagten zu verurteilen, ihm - dem 

Kläger - seit dem 1. Januar 2005 Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-

minderung unter Berücksichtigung des Regelsatzes eines Haushaltsvorstandes/Allein-

stehenden sowie unter Berücksichtigung des Mehrbedarfs für kostenaufwändige Ernährung in 

Höhe von mindestens 100 Euro im Monat und unter Berücksichtigung der Beiträge für Sterbe-, 

Haftpflicht-, Hausrat- und Kfz-Haftpflichtversicherung zu gewähren" hat das Schleswig-

Holsteinische Landessozialgericht (LSG) zurückgewiesen (Urteil vom 9.12.2009). Zur Be-

gründung seiner Entscheidung hat es ausgeführt, die Berufung sei hinsichtlich der geltend ge-

machten Versicherungsbeiträge schon unzulässig, weil der Kläger bereits im erstinstanzlichen 

Verfahren den Streitgegenstand auf die Kosten der Unterkunft, die Höhe des Regelsatzes und 

die Höhe des Mehrbedarfs für kostenaufwändige Ernährung beschränkt habe. Die Berufung im 

Übrigen sei unbegründet. Der Kläger habe keinen Anspruch auf den Eckregelsatz eines Haus-
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haltsvorstandes, weil er weder dem zusammen mit seiner Mutter bestehenden Haushalt vor-

stehe noch neben seiner Mutter einen eigenen Haushalt in der gemeinsam mit ihr bewohnten 

Wohnung führe. Der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) sei insoweit nicht zu 

folgen. Dem Kläger stehe auch kein über den bereits bewilligten Betrag von 27,50 Euro (wegen 

Psoriasis) hinausgehender Mehrbedarf für eine kostenaufwändige Ernährung wegen der 

geltend gemachten Allergien zu. Den Empfehlungen des Deutschen Vereins sei ein Mehrbedarf 

nicht zu entnehmen, sodass sein tatsächlicher Mehrbedarf konkret festzustellen sei. Ein Mehr-

bedarf wegen der Kuhmilch- sowie der Hühnereiweißallergie sei im Alter des Klägers un-

wahrscheinlich; letztere könne auch durch Weglassen des Nahrungsmittels therapiert werden. 

Die pauschale Bescheinigung des Hausarztes sei zum Nachweis des Mehrbedarfs ungeeignet. 

Der Kläger selbst habe nicht dargelegt, auf welche Lebensmittel er verzichten und welche er an 

deren Stelle erwerben müsse und dass damit Mehrkosten verbunden seien.  

 

Mit seiner Revision macht der Kläger unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Senats eine 

Verletzung der §§ 42 Satz 1, 28 SGB XII iVm der Regelsatzverordnung (RSV) sowie einen Ver-

stoß gegen Art 3 Abs 1 Grundgesetz (GG) geltend. Wegen der nach Art 3 GG gebotenen 

Gleichbehandlung könne eine den reduzierten Eckregelsatz begründende Haushaltsersparnis 

nur dann angenommen werden, wenn die zusammenlebenden Personen eine Bedarfsgemein-

schaft nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch - Grundsicherung für Arbeitsuchende - 

(SGB II) oder eine Einsatzgemeinschaft nach § 19 SGB XII bildeten. Daneben rügt der Kläger 

Verfahrensfehler sowie einen Verstoß gegen § 33 SGB XII. Zu Unrecht habe das LSG hinsicht-

lich der Versicherungsbeiträge die Berufung als unzulässig angesehen. Mangels Beschränkung 

des Streitgegenstandes hätte das LSG über die geltend gemachten Versicherungsbeiträge 

materiell entscheiden müssen. Übernahmefähig seien jedenfalls die Beiträge für die Sterbe-

geldversicherung nach § 33 SGB XII. Soweit es den ernährungsbedingten Mehrbedarf betreffe, 

rügt der Kläger eine Verletzung der §§ 42 Satz 1 Nr 3, 30 Abs 5 SGB XII. Der ernährungs-

bedingte Mehraufwand lasse sich betragsmäßig nicht verallgemeinern. Zu diesem Schluss 

komme zwar auch das LSG; es habe dann aber die ihm obliegende Pflicht verletzt, den Sach-

verhalt von Amts wegen zu erforschen, weil es kein Sachverständigengutachten zu der von ihm 

angezweifelten Kuhmilchallergie des damals anwaltlich nicht vertretenen Klägers eingeholt 

habe, das einen Mehrbedarf von zumindest 100 Euro bestätigt hätte.  

 

Der Kläger beantragt,  

das Urteil des LSG aufzuheben, das Urteil des SG abzuändern, soweit die Klage ab-

gewiesen wurde, und die Bescheide vom 4.4.2005, 28.4.2005 und 23.6.2005 in Gestalt 

des Widerspruchsbescheids vom 5.10.2005 abzuändern und den Beklagten zu ver-

urteilen, für den Zeitraum vom 1.1. bis 31.7.2005 höhere Leistungen der Grundsicherung 

im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII zu zahlen.  
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Der Beklagte beantragt,  

die Revision zurückzuweisen.  

 

Er hält die Entscheidung des LSG für zutreffend.  

 

 

II 

 

Die Revision des Klägers ist im Sinne der Zurückverweisung der Sache an das LSG begründet 

(§ 170 Abs 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Entgegen der Auffassung des LSG war die 

Berufung insgesamt zulässig. Ob der Kläger in der Zeit vom 1.1. bis 31.7.2005 einen Anspruch 

auf höhere Grundsicherungsleistungen hat, kann aber mangels ausreichender tatsächlicher 

Feststellungen durch das LSG zu Grund und Höhe der Leistungen - auch des ernährungs-

bedingten Mehraufwands - sowie zur Zuständigkeit des Beklagten nicht abschließend ent-

schieden werden, auch wenn ihm entgegen den Ausführungen des LSG im streitbefangenen 

Zeitraum der Regelsatz für einen Haushaltsvorstand und für Alleinstehende in Höhe von 100 vH 

(Eckregelsatz) an Stelle des Regelsatzes für Haushaltsangehörige in Höhe von 80 vH des 

Eckregelsatzes zusteht.  

 

Gegenstand des Revisionsverfahrens sind (nur noch) die Bescheide vom 4.4.2005, vom 

28.4.2005 und vom 23.6.2005, alle in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 5.10.2005 

(§ 95 SGG), soweit (höhere) Leistungen für die Zeit vom 1.1. bis 31.7.2005 abgelehnt worden 

sind. Der Bescheid vom 28.4.2005 betrifft die Grundsicherungsleistung für den Monat Januar 

2005, der Bescheid vom 4.4.2005 die Grundsicherungsleistung für die Zeit vom Februar 2005 

bis 30.6.2005. Insoweit ersetzen diese Bescheide durch jeweils höhere Leistungsbewilligungen 

als zuvor den Bescheid vom 23.12.2004, mit dem ursprünglich die Leistung für den Zeitraum 

vom 1.1.2005 bis 30.6.2005 bewilligt worden war, aber auch die Bescheide vom 10.2.2005 

(Grundsicherungsleistung für Januar 2005) und vom 3.2.2005 (Grundsicherungsleistung für 

Februar 2005), die sich damit erledigt haben (§ 39 Abs 2 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch 

- Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz - <SGB X>). So wird in den Bescheiden 

vom 4.4.2005 und vom 28.4.2005 auch ausdrücklich darauf hingewiesen, dass diese Bescheide 

"alle vorhergehenden Bescheide über die Höhe der Gewährung von Leistungen nach dem 

Vierten Kapitel des SGB XII" aufheben, "soweit sie sich auf gleiche Zeiträume beziehen". Der 

Bescheid vom 4.4.2005 nennt zwar nur die Leistung für den Monat Februar 2005 in Höhe von 

602,92 Euro; Maßstab für die Inhaltsbestimmung der getroffenen Regelung ist aber der 

Empfängerhorizont eines verständigen Beteiligten (BSGE 67, 104, 110 = SozR 3-1300 § 32 

Nr 2 S 11). Danach regelt der Bescheid die Leistung nicht nur für den Monat Februar 2005, 

sondern für die Zeit bis zum Ende des ursprünglich durch den Bescheid vom 23.12.2004 vor-

gesehenen Bewilligungszeitraums bis 30.6.2005. Dies zeigt schon die Bezeichnung als "Be-

scheid über die Änderung von laufenden Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Er-
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werbsminderung", die, ginge es nur um den vergangenen Monat Februar 2005, nicht nach-

vollziehbar wäre. Auch der Änderungsgrund, nämlich "Anerkennung des Mehrbedarfs für 

kostenaufwändigere Ernährung ab dem 1.2.2005" zeigt, dass nicht nur der Monat Februar 

2005, sondern die gesamte Zeit ab 1.2.2005 bis zum Ende des Bewilligungsabschnitts gemeint 

ist. Gleiches gilt auch für die Anlage zum Bescheid, die die Bedarfsberechnung "ab dem Monat 

02/05" mitteilt.  

 

Gegenstand des Verfahrens ist auch der Bescheid vom 23.6.2005, der Leistungen für den 

Monat Juli 2005 regelt. Dieser ist nach § 86 SGG Gegenstand des Vorverfahrens geworden 

(vgl dazu Urteil des Senats vom 14.6.2008 - B 8 AY 11/07 R - RdNr 10). Gegenstand des 

Revisionsverfahrens ist hingegen nicht der Bescheid vom 12.7.2005, der die Leistungen für den 

Zeitraum vom 1.8.2005 bis 30.6.2006 regelt. Zwar war auch dieser Bescheid nach der Recht-

sprechung des Senats (aaO) Gegenstand des Vorverfahrens nach § 86 SGG und nicht - wie 

das LSG meint - mangels Widerspruch bestandskräftig geworden. Mit seiner Revision hat der 

Kläger aber den Streitgegenstand ausdrücklich auf die Zeit vom 1.1.2005 bis zum 31.7.2005 

begrenzt.  

 

Entgegen der Auffassung des LSG hat der Kläger den Streitgegenstand nicht auf Kosten der 

Unterkunft, die Höhe des Regelsatzes und die Höhe des Mehrbedarfs für kostenaufwändige 

Ernährung beschränkt. Wenn er in der ersten Instanz beantragt hat, den Beklagten zu höheren 

Leistungen zu verurteilen, "insbesondere unter Berücksichtigung der tatsächlichen Unterkunfts-

kosten, des Regelsatzes eines Haushaltsvorstandes und der korrespondierenden Mehrbedarfe 

sowie unter Berücksichtigung eines Mehrbedarfs für kostenaufwändige Ernährung in Höhe von 

jedenfalls 100 Euro", so ist hierin nicht eine Beschränkung des Streitgegenstandes zu sehen, 

sondern nur eine - entbehrliche - Beschreibung des von ihm für einschlägig erachteten 

Leistungsgrundes (vgl dazu BSG, Urteil vom 14.4.2011 - B 8 SO 19/09 R). Erst recht wird dies 

vorliegend durch das Wort "insbesondere" deutlich, das der Annahme einer abschließenden 

Aufzählung (oder Begrenzung) des Begehrens entgegensteht. Auch haben die Beteiligten 

einzelne Teile des Anspruchs gerade nicht durch Teilvergleich oder -anerkenntnis geregelt (vgl 

dazu: BSGE 97, 217 ff RdNr 18 ff = SozR 4-4200 § 22 Nr 1; BSG SozR 4-3500 § 90 Nr 1 

RdNr 14). Mangels entsprechender Beschränkung des Streitgegenstandes ist damit die vom 

LSG gezogene Schlussfolgerung, die Berufung sei hinsichtlich der Versicherungsbeiträge un-

zulässig, falsch. 

 

Richtige Klageart ist die kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage (§ 54 Abs 1 und 4 SGG 

iVm § 56 SGG). Richtiger Beklagter ist der Landrat des Kreises Ostholstein als beteiligtenfähige 

Behörde iS von § 70 Nr 3 SGG. Danach sind Behörden beteiligtenfähig, sofern das 

Landesrecht dies bestimmt (Behördenprinzip). Eine entsprechende Bestimmung enthält § 5 des 

Schleswig-Holsteinischen Ausführungsgesetzes zum SGG vom 2.11.1953 (Gesetz- und 

Verordnungsblatt <GVBl> 144, in der Bekanntmachung vom 4.8.1965, GVBl 53, zuletzt 
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geändert durch das Gesetz zur Änderung des Schleswig-Holsteinischen Ausführungsgesetzes 

zum SGG vom 14.3.2011 - GVBl 72). Behörde in diesem Sinne ist der Landrat (vgl: BSGE 99, 

137 ff RdNr 11 f = SozR 4-1300 § 44 Nr 11; BSGE 100, 131 ff RdNr 13 = SozR 4-3500 § 90 

Nr 3). Hieran ändert auch nichts, dass die Leistungsbescheide von der Stadt Bad Schwartau 

erlassen wurden, die nach der Satzung des Kreises Ostholstein über die Heranziehung von 

kreisangehörigen Städten, Gemeinden und Ämtern zu Aufgaben der Sozialhilfe vom 15.1.2003 

tätig geworden ist; denn die Heranziehung durch die genannte Satzung erfolgt nicht in einem 

auftragsähnlichen Verhältnis zum Handeln in eigenem Namen (zu dieser Voraussetzung: BSGE 

99, 137 ff RdNr 11 = SozR 4-1300 § 44 Nr 11; BSG SozR 4-5910 § 88 Nr 3 RdNr 13 f), sondern 

nach § 1 der Heranziehungssatzung wurde diese vielmehr "beauftragt" und wurde erkennbar 

"im Namen des Kreises Ostholstein" und damit für dessen beteiligtenfähige Behörde, den 

Landrat, tätig.  

 

Bei der Entscheidung, ob dem Kläger höhere Leistungen zustehen, sind grundsätzlich alle An-

spruchsvoraussetzungen über Grund und Höhe der Leistungen (vgl dazu BSGE 99, 262 ff 

RdNr 12 mwN = SozR 4-3500 § 82 Nr 3) gemäß § 19 Abs 2 SGB XII iVm § 41 Abs 1 SGB XII 

(beide idF, die die Normen durch das Gesetz zur Einordnung des Sozialhilferechts in das 

Sozialgesetzbuch vom 27.12.2003 - BGBl I 3022 - erhalten haben) in der Zeit vom 1.1. bis 

31.7.2005 zu prüfen. Danach können Personen zur Sicherung des Lebensunterhalts im Alter 

und bei dauerhafter Erwerbsminderung mit gewöhnlichem Aufenthalt im Inland, die das 

65. Lebensjahr vollendet haben (Nr 1) oder das 18. Lebensjahr vollendet haben, unabhängig 

von der jeweiligen Arbeitsmarktlage voll erwerbsgemindert iS von § 43 Abs 2 Sozialgesetzbuch 

Sechstes Buch - Gesetzliche Rentenversicherung - (SGB VI) sind und bei denen un-

wahrscheinlich ist, dass die volle Erwerbsminderung behoben werden kann (Nr 2), auf Antrag 

Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel 

des SGB XII erhalten. Der Anspruch besteht nur, sofern der Leistungsberechtigte seinen 

Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus eigenen Kräften und Mitteln beschaffen kann 

(§ 19 Abs 2 Satz 1 SGB XII).  

 

Der Senat vermag schon nicht zu beurteilen, ob der Kreis Ostholstein der hier örtlich und sach-

lich zuständige Träger der Sozialhilfe ist (§ 98 Abs 1 Satz 2 SGB XII). Nach § 2 des Gesetzes 

zur Ausführung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (AG-SGB XII) vom 15.12.2005 (GVBl 

568) iVm § 97 SGB XII ist der örtliche Träger der Sozialhilfe sachlich für die Grundsicherung im 

Alter und bei Erwerbsminderung zuständig; örtliche Träger der Sozialhilfe sind nach § 1 AG-

SGB XII die Kreise und kreisfreien Städte. Die örtliche Zuständigkeit richtet sich dabei gemäß 

§ 98 Abs 1 Satz 2 SGB XII nach dem gewöhnlichen Aufenthalt des Leistungsberechtigten, zu 

dem jegliche Feststellungen des LSG fehlen. Diese wird es ggf nachzuholen haben, zumal - wie 

sich aus dem Akteninhalt ergibt - der Kläger Mitte 2004 seinen Hauptwohnsitz in Hamburg ge-

nommen hat und seine Mutter angibt, man halte sich (nur) "in den Ferien und am Wochenende 

in Bad Schwartau auf".  
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Unberücksichtigt bleiben kann allerdings, wenn der Beklagte der zuständige Leistungsträger ist, 

dass die Heranziehungssatzung vom 15.1.2003 naturgemäß keine Regelungen über die 

Heranziehung von kreisangehörigen Städten und Gemeinden zu den Aufgaben nach dem noch 

nicht existierenden SGB XII treffen konnte. Nach dem Willen des Landesgesetzgebers sollte die 

Rechtsgrundlage für den Erlass der Satzung (§ 4 Abs 3 Nr 1 GSiG iVm § 2 des Gesetzes zur 

Ausführung des GSiG <AG-GSiG> vom 30.11.2002 - GVBl 239) nämlich zunächst nicht ent-

fallen. Dies zeigt schon Art 15 Haushaltsstrukturgesetz (vom 15.12.2005 - GVBl 568), mit dem 

das AG-GSiG aufgehoben wurde. Die Aufhebung erfolgte nach Art 17 Haushaltsstrukturgesetz 

nicht rückwirkend zum 1.1.2005 oder zumindest mit dem Tag nach der Veröffentlichung, 

sondern erst zum 1.1.2007. Dementsprechend ist die abweichend (vgl § 37 Sozialgesetzbuch 

Erstes Buch - Allgemeiner Teil - <SGB I>) von § 88 Abs 1 Satz 2 SGB X auf der gesetzlichen 

Ermächtigung des § 99 Abs 1 SGB XII iVm § 4 AG-SGB XII vom 15.12.2005 (GVBl 568) zu-

lässigerweise ergangene Satzung des Kreises Ostholstein über die Heranziehung von kreis-

angehörigen Städten, Gemeinden und Ämtern zu Aufgaben der Sozialhilfe nach dem SGB XII 

vom 13.12.2006 erst am 1.1.2007 in Kraft getreten ist (§ 6 der Heranziehungssatzung vom 

13.12.2006) und die alte Satzung behielt bis zu diesem Zeitpunkt ihre gesetzliche Grundlage. 

Die Satzung vom 15.1.2003 erfasst nach ihrem Sinn und Zweck dann unabhängig von der Be-

zeichnung des Gesetzes alle Aufgaben im Zusammenhang mit Leistungen der Grundsicherung 

im Alter und bei Erwerbsminderung - also auch die nach §§ 41 ff SGB XII für die Zeit ab dem 

1.1.2005. Welche rechtlichen Konsequenzen eine Beauftragung ohne gesetzliche Er-

mächtigung hätte, kann deshalb dahinstehen. Der Senat ist nicht gehindert, die dem Grunde 

nach nicht revisiblen (§ 162 SGG) landesrechtlichen Vorschriften anzuwenden und auszulegen, 

weil das LSG diese Vorschriften bei seiner Entscheidung unberücksichtigt gelassen hat (vgl nur 

BSGE 102, 10 ff RdNr 28 = SozR 4-2500 § 264 Nr 2).  

 

Das LSG hat auch zu den materiellrechtlichen Voraussetzungen des Anspruchs keine Fest-

stellungen getroffen; diese wird es nachholen müssen. In der Sache geht es dem Kläger um 

insgesamt höhere Leistungen (siehe oben). Insoweit hat das LSG jedenfalls zu Unrecht den 

Regelsatz eines Haushaltsangehörigen bei der Bemessung der Leistung zugrunde gelegt. Der 

Umfang der Leistungen bestimmt sich nach dem maßgeblichen Regelsatz (§ 42 Satz 1 Nr 1 

SGB XII in der Normfassung des Gesetzes zur Einordnung des Sozialhilferechts in das Sozial-

gesetzbuch iVm § 28 SGB XII in der Normfassung des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 

zur Einordnung des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch vom 9.12.2004 - BGBl I 3305) 

und ggf dem auf diesen Bedarf anzurechnenden Einkommen (§§ 82 ff SGB XII idF des 

Gesetzes zur Einordnung des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch), hier den an den 

Kläger erbrachten tatsächlichen Unterhaltsleistungen (vgl dazu BSGE 99, 137 ff RdNr 23 

= SozR 4-1300 § 44 Nr 11).  
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Der maßgebliche Regelsatz beträgt 345 Euro, nicht aber - wovon der Beklagte zu Unrecht aus-

geht - 276 Euro. Nach § 28 Abs 1 Satz 1 und Abs 2 Satz 1 SGB XII iVm §§ 2, 3 Abs 1 Satz 2 

der auf der Grundlage des § 40 SGB XII erlassenen RSV (idF vom 3.6.2004 - BGBl I 1067) hat 

ein Haushaltsvorstand Anspruch auf 100 % des Regelsatzes; dieser betrug nach § 1 der 

Schleswig-Holsteinischen Regelsatzverordnung nach § 28 Abs 2 SGB XII vom 15.12.2004 

(GVBl 505) bzw (für Juli 2005) nach § 1 der Landesverordnung über die Festsetzung der 

Regelsätze nach § 28 Abs 2 SGB XII vom 15.8.2005 (GVBl 331) 345 Euro; der Regelsatz für 

den Haushaltsvorstand gilt auch für Alleinstehende (§ 3 Abs 1 Satz 3 RSV). Die Regelsätze für 

sonstige Haushaltsangehörige betragen nach § 3 Abs 2 RSV bis zur Vollendung des 

14. Lebensjahres 60 vH (Nr 1) und nach Vollendung des 14. Lebensjahres 80 vH des 

Eckregelsatzes (Nr 2).  

 

Der Kläger ist kein Haushaltsangehöriger im Sinne der RSV. Die abgestufte Regelsatzhöhe 

beruht auf der Erwägung, dass bei einer gemeinsamen Haushaltsführung Ersparnisse die An-

nahme eines geringeren Bedarfs rechtfertigen. Die verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung 

hielt vor dem 1.1.2005 die Zuordnung als Haushaltsvorstand oder Haushaltsangehöriger in 

allen Konstellationen des Zusammenlebens für möglich und machte dies allein von einer ge-

meinsamen Wirtschaftsführung im Sinne einer "Wirtschaftsgemeinschaft" abhängig, deren Vor-

liegen allerdings bei nicht miteinander verwandten oder verschwägerten Personen besonders 

sorgfältig zu prüfen war (BVerwG, Beschluss vom 30.12.1965 - V B 152.65 -, FEVS 14, 241, 

242). Bei der Bestimmung des Begriffs des Haushaltsangehörigen in der RSV muss ab 

1.1.2005 aber berücksichtigt werden, dass die Annahme einer Haushaltsersparnis nach den 

Regelungen des SGB II einer gegenüber den bisherigen Regelungen des Bundessozialhilfe-

gesetzes (BSHG) bzw GSiG abweichenden gesetzgeberischen Konzeption folgt. Der Gesetz-

geber des SGB II hat die Annahme einer Haushaltsersparnis und Kürzung der Regelleistung 

nicht mehr mit einer individuellen Prüfung der tatsächlichen Verhältnisse der zusammen-

lebenden Personen verbunden, sondern in § 20 SGB II typisierend prozentuale Abschläge von 

der Regelleistung wegen Haushaltsersparnis nur bei Angehörigen einer Bedarfsgemeinschaft 

vorgenommen und insofern bewusst auf die Normierung der Rechtsfigur eines "Haushaltsvor-

standes" verzichtet (BSGE 97, 211 ff RdNr 19 = SozR 4-4200 § 20 Nr 2). Da aber bezogen auf 

die Minderung des Regelsatzes bzw der Regelleistung wegen Annahme einer Haushalts-

ersparnis für eine unterschiedliche Behandlung zwischen der Personengruppe der SGB-XII- 

und SGB-II-Leistungsempfänger im Hinblick auf die identische sozialrechtliche Funktion beider 

Leistungen (Sicherstellung des Existenzminimums) keine sachlichen Gründe erkennbar sind, 

hat der Senat bereits früher entschieden (BSGE 103, 181 ff = SozR 4-3500 § 42 Nr 2; BSGE 

106, 62 ff RdNr 20 = SozR 4-3500 § 82 Nr 6; Gutzler in juris Praxiskommentar SGB XII 

<jurisPK-SGB XII>, § 28 SGB XII RdNr 42), dass seit dem 1.1.2005 mit dem Systemwechsel 

durch das Inkrafttreten des SGB XII (Gesetz zur Einordnung des Sozialhilferechts in das 

Sozialgesetzbuch) und des SGB II (Viertes Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeits-

markt vom 24.12.2003 - BGBl I 2954) nach Maßgabe des Gleichheitssatzes (Art 3 Abs 1 GG) 
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und zur Vermeidung von Wertungswidersprüchen zwischen dem SGB II und dem SGB XII Ein-

sparungen bei gemeinsamer Haushaltsführung nur dann anzunehmen sind, wenn die zu-

sammenlebenden Personen bei Bedürftigkeit eine Bedarfsgemeinschaft iS des § 7 Abs 3 

SGB II oder eine Einsatzgemeinschaft iS des § 19 SGB XII bilden bzw bilden würden (anders 

für das bis zum 31.12.2004 geltende Recht des BSHG BSGE 104, 207 ff RdNr 18 f = SozR 

4-3530 § 6 Nr 1).  

 

Der Kläger war im streitigen Zeitraum bereits volljährig. Er lebte deshalb nicht in einer eine Be-

darfs- oder Einsatzgemeinschaft rechtfertigenden Beziehung zu seiner Mutter. Nach § 7 Abs 3 

Nr 4 SGB II (in der hier maßgebenden Fassung des Vierten Gesetzes für moderne Dienst-

leistungen am Arbeitsmarkt) gehören nur die dem Haushalt angehörenden minderjährigen un-

verheirateten Kinder (der in § 7 Abs 3 Nr 1 bis 3 SGB II genannten Personen) zur Bedarfs-

gemeinschaft. Hieran ändert sich nichts dadurch, dass nach § 7 Abs 3 Nr 4 SGB II in der ab 

dem 1.7.2006 in Kraft getretenen Fassung des Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches 

Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 24.3.2006 (BGBl I 558) auch volljährige bedürftige 

Kinder bis zum 25. Lebensjahr - wie der Kläger im streitigen Zeitraum - in Bedarfsgemein-

schaften einbezogen wurden (vgl BT-Drucks 16/688 S 13). Betroffen ist hier ein Zeitraum vor 

der Änderung des § 7 Abs 3 Nr 4 SGB II. Die Regelung gilt nicht rückwirkend, was nicht zuletzt 

§ 68 Abs 1 SGB II belegt, wonach § 7 SGB II in der bis zum 30.6.2006 geltenden Fassung 

sogar weiterhin für Bewilligungszeiträume anzuwenden ist, die vor dem 1.7.2006 beginnen 

(Senatsurteil vom 23.3.2010 - B 8 SO 15/08 R - RdNr 15).  

 

Ebenso wenig lebt der Kläger mit seiner Mutter in einer Einsatzgemeinschaft iS des SGB XII. 

Nach § 19 SGB XII bilden Kinder, die dem Haushalt ihrer Eltern oder eines Elternteils an-

gehören, mit diesen nur dann eine Einsatzgemeinschaft, wenn sie minderjährig und unver-

heiratet sind, sodass dem Kläger - unterstellt, er hat dem Grunde nach Anspruch auf 

Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung - für den Zeitraum vom 1.1. 

bis 31.7.2005 durchgängig statt 276 Euro (80 % des Eckregelsatzes für Haushaltsangehörige 

vom Beginn des 15. Lebensjahres an) nominal 345 Euro zustehen (vgl auch BSGE 106, 62 ff 

RdNr 17 ff = SozR 4-3500 § 82 Nr 6).  

 

Die vom LSG hiergegen erhobene Kritik, die sich insbesondere auf die Regelungen der RSV 

stützt, verkennt die Tragweite von Art 3 GG. Es kann insbesondere nicht eingewandt werden, 

der Gesetzgeber habe auch die Möglichkeit, die Bedarfsgemeinschaft iS des § 7 SGB II auf 

erwerbsfähige Hilfebedürftige ab dem 25. Lebensjahr zu erweitern. Bis zu einer etwaigen 

Änderung ist eine verfassungsrechtlich gebotene Harmonisierung nur möglich, indem der 

Kläger als Alleinstehender im Sinne der RSV zu behandeln ist, nicht aber, indem die RSV die 

Auslegung des SGB II diktiert. Bestätigt wird dieses Ergebnis durch die Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 9.2.2010, wonach der Regelbedarf durch den 

Gesetzgeber selbst zu verankern ist (BVerfGE 125, 175 ff, 223 und 256; vgl auch Gutzler in 
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jurisPK-SGB XII, § 40 SGB XII RdNr 18). Ob für die Zeit ab 1.1.2011 im Hinblick auf die Rege-

lungen des Regelbedarfsermittlungsgesetzes vom 24.3.2011 (BGBl I 453) eine andere Wertung 

vorzunehmen ist, bedarf hier keiner Entscheidung.  

 

Entgegen der Auffassung des LSG ist auch nicht erkennbar, dass sich aus der Gewährung des 

Regelsatzes eines Haushaltsvorstandes eine nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung des 

Klägers im Sinne einer Besserstellung gegenüber Angehörigen einer Bedarfsgemeinschaft 

nach dem SGB II ergäbe. Wenn in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen wird, dass eine 

Mutter und ihr in Haushaltsgemeinschaft lebendes erwachsenes Kind, das das 25. Lebensjahr 

noch nicht vollendet hat, insgesamt nur 180 % des Regelsatzes bzw der Regelleistung er-

hielten, so bezieht sich das nur auf die seit dem 1.7.2006 geltende Rechtslage (Gesetz vom 

24.3.2006 - BGBl I 558), die ab diesem Zeitpunkt ggf auf das SGB XII zu übertragen wäre. 

Ebenso falsch ist die Auffassung des LSG, dass die Mutter, wenn sie Leistungsbezieherin nach 

dem SGB II wäre, nur 80 % des Eckregelsatzes beanspruchen könnte. Die Auffassung des 

LSG schließlich, es gebe keinen sachlichen Grund für einen höheren Leistungsanspruch des 

Klägers im Verhältnis zu einem in Bedarfsgemeinschaft oder in gemischter Bedarfsgemein-

schaft lebenden Ehepaares, weil hier wie da von einer Haushaltsersparnis auszugehen sei, 

verkennt die gesetzgeberische Entscheidung zu den Personenbeziehungen, bei denen im Falle 

eines Zusammenlebens von Einsparungen auszugehen ist. Der Senat hat nicht die sozial-

politische Sinnhaftigkeit der gesetzgeberischen Entscheidung zu bewerten und ggf eine 

Korrektur vorzunehmen.  

 

Soweit es die Versicherungsbeiträge betrifft, wird das LSG jedenfalls für den Monat Januar, in 

dem der Kläger Unterhaltsleistungen bezogen hat, zu prüfen haben, inwieweit die Beiträge als 

mögliche Abzüge vom Einkommen gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund und Höhe an-

gemessen sind (vgl § 82 Abs 2 Nr 3 SGB XII; dazu BSGE 104, 207 ff RdNr 20 ff = SozR 4-3530 

§ 6 Nr 1). Für die Zeit ab Februar 2005 ist - sieht man von der Sterbegeldversicherung ab - 

mangels Einkommens des Klägers eine "Berücksichtigung" der Versicherungsbeiträge im Sinne 

einer Übernahme durch den Beklagten nicht möglich. Soweit Versicherungsbeiträge Bestandteil 

des notwendigen Lebensunterhalts und die Beiträge angemessen sind, werden sie im Übrigen 

in der Regel pauschal durch den Regelsatz abgegolten. Etwas anderes gilt nach § 33 Abs 2 

SGB XII allerdings für ein angemessenes Sterbegeld. Nach § 33 SGB XII (idF des Gesetzes 

zur Einordnung des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch) können die erforderlichen 

Kosten übernommen werden, die erforderlich sind, um die Voraussetzungen eines Anspruchs 

auf ein angemessenes Sterbegeld zu erfüllen. Zwar umfasste die Grundsicherung im Alter und 

bei Erwerbsminderung nach § 42 SGB XII (in den hier maßgebenden Fassungen des Gesetzes 

zur Einordnung des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch bzw ab 30.3.2005 des Gesetzes 

zur Vereinfachung der Verwaltungsverfahren im Sozialrecht vom 21.3.2005) bis 31.12.2008 

nicht Leistungen nach § 33 SGB XII (erst mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Vierten 

Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 21.12.2008 - BGBl I 2008, 2933 - wurden 
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mit Wirkung vom 1.1.2009 die Vorsorgebeiträge entsprechend § 33 SGB XII in den Katalog des 

§ 42 Satz 1 SGB XII aufgenommen). Die Übernahme der Kosten für ein angemessenes 

Sterbegeld scheidet deswegen aber nicht aus. Soweit § 19 Abs 2 Satz 3 SGB XII einen Vorrang 

der Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung regelt, gilt dies nur, 

soweit §§ 41 ff SGB XII Leistungen auch tatsächlich vorsehen; einen Ausschluss von 

Leistungen des Dritten Kapitels regelt § 19 Abs 2 Satz 3 SGB XII nicht (Coseriu in jurisPK-

SGB XII, § 19 SGB XII RdNr 43 ff). Ob die Voraussetzungen des § 33 SGB XII vorliegen, wird 

das LSG deshalb ggf prüfen müssen.  

 

Das LSG wird auch prüfen müssen, ob dem Kläger (höhere) Leistungen wegen eines er-

nährungsbedingten Mehrbedarfs zustehen. Dabei wird es - ohne dass es wegen der ohnehin 

erforderlichen Zurückverweisung der Sache darauf ankommt, ob ein Verfahrensmangel 

ordnungsgemäß gerügt wurde - weitere Ermittlungen anzustellen haben. Nach § 42 Nr 3 iVm 

§ 30 Abs 5 SGB XII wird für Kranke, Genesende, behinderte Menschen oder von einer Krank-

heit oder von einer Behinderung bedrohte Menschen, die einer kostenaufwändigen Ernährung 

bedürfen, ein Mehrbedarf in angemessener Höhe anerkannt. Liegen bei einem Leistungs-

empfänger mehrere Erkrankungen vor, für die jeweils ein Mehrbedarf für kostenaufwändige 

Ernährung aus medizinischen Gründen geltend gemacht wird, so ist der Ernährungsaufwand 

aufgrund des gesamten Krankheitsbildes konkret zu ermitteln (BSGE 100, 83 ff RdNr 39 ff 

= SozR 4-4200 § 20 Nr 6). Maßgeblich ist stets der Betrag, mit dem der medizinisch be-

gründete, tatsächliche Kostenaufwand für eine Ernährung ausgeglichen werden kann, der von 

der Regelleistung nicht gedeckt ist. Er ist im Einzelfall im Wege der Amtsermittlung durch Ein-

holung medizinischer und/oder ernährungswissenschaftlicher Stellungnahmen oder Gutachten 

zu klären (BSG SozR 4-4200 § 21 Nr 2 RdNr 28). Das LSG hat zu der behaupteten Kuhmilch- 

sowie der Hühnereiweißallergie lediglich ausgeführt, diese seien im Alter des Klägers un-

wahrscheinlich, Letztere könne auch durch Weglassen des Nahrungsmittels therapiert werden. 

Abgesehen davon, dass nicht deutlich wird, woher das LSG ausreichende Sachkunde über 

Therapiemöglichkeiten von Allergien besitzt, ist es für einen ernährungsbedingten Mehraufwand 

nicht entscheidend, ob ein bestimmtes Nahrungsmittel bei der Ernährung weggelassen werden 

kann; dies ist bei einer Allergie gegen ein bestimmtes Nahrungsmittel selbstverständlich. 

Entscheidend ist vielmehr, ob und durch welche Nahrungsmittel es ersetzt werden muss und ob 

hierdurch Mehrkosten entstehen. Wenn - wovon das LSG zu Recht ausgeht - insoweit eine 

pauschale Bescheinigung des Hausarztes zum Nachweis des Mehrbedarfs ungeeignet ist, 

hätte es sich aufgedrängt, weitere Ermittlungen zu einem etwaigen Mehrbedarf anzustellen und 

dabei nicht die einzelne Allergie isoliert betrachten. Vielmehr ist bei der Beurteilung des Er-

nährungsaufwands das gesamte Krankheitsbild unter Berücksichtigung wechselseitiger 

Auswirkungen der Erkrankungen (Allergien) auf die Ernährung einzubeziehen. Im Hinblick auf 

die Untersuchungsmaxime (§ 103 SGG) durfte das LSG die erforderlichen Ermittlungen auch 

nicht ohne weiteres mit der Begründung unterlassen, der Kläger selbst habe nicht dargelegt, 

auf welche Lebensmittel er verzichten und welche er an deren Stelle erwerben müsse und dass 
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damit Mehrkosten verbunden seien. Hier hätte es nahegelegen, ggf ein 

ernährungswissenschaftliches Sachverständigengutachten einzuholen. 

 

Das LSG wird schließlich auch prüfen müssen, ob - unterstellt, der Kläger hat einen Anspruch 

auf Leistungen nach §§ 41 ff SGB XII - aus anderen Gründen eine höhere Leistung zu er-

bringen ist und ggf auch über die Kosten des Revisionsverfahrens zu entscheiden haben.  
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